
NOTARE AN DEN ALSTERARKADEN 

Satzung 

der 

Private  Assets  AG 

mit Sitz in Hamburg 

in der Fassung des Beschlusses 

des Aufsichtsrates vom 26. Mai 2023 

Akte 2023:00453 

Hiermit bescheinige ich unter Berichtigung meiner Bescheinigung vom 

2. Juni 2023 nach § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG, dass 

- die geänderten Bestimmungen der nachstehenden Satzung die-
ser Gesellschaft mit der Berichtigung des Beschlusses des Auf-
sichtsrates vom 26. Mai 2023 über die Änderung der Satzung 
und 

- die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handels-
register eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung (in der 
von Notar  Dr.  Matthias Kleiser in Hamburg am 2. September 
2022 bescheinigten Fassung) 

übereinstimmen. 

 Hamburg, den O. Juni 2023 

 
Dr.  Matthias Kleiser, Notar 

durch: Florian Seelheim als amtlich bestellter Vertreter 



I. 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Firma und Sitz 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet 

Private Assets AG. 

(2)Sie hat ihren Sitz in Hamburg. 

§2 

Gegenstand des Unternehmens 

(1)Gegenstand des Unternehmens ist die Verwaltung des eigenen Vermögens, der Er-

werb und die Veräußerung von Firmenbeteiligungen, Unternehmensberatung, 

Existenzgründungsberatung, Finanzierung- und Emissionsberatung, IPO-Beglei-

tung, Investor Relation Services, Business  Coaching,  der Handel von Edelmetallen, 

Handelsgeschäfte aller Art, soweit diese keiner spezialgesetzlichen Erlaubnis be-

dürfen, Vermietgeschäft im Bereich der Freizeitgestaltung, die Planung und Durch-

führung von Veranstaltungen sowie die Organisation von Touren. 

(2)Die Gesellschaft ist zu verwandten Geschäften und allen Geschäften und Maßnah-

men berechtigt, die mit dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen. 

(3)Die Gesellschaft darf andere Unternehmen gründen, erwerben und sich an ihnen 

beteiligen. Sie ist befugt, Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errichten. 

Sie darf sich weltweit betätigen. 

II. 

Grundkapital und Aktien 

§3 

Grundkapital 

(1)Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 1.844.326,00 - in Worten: EUR eine-

millionachthundertvierundvierzigtausenddreihundertsechsundzwanzig. 

(2)Es ist eingeteilt in 1.844.326 Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag). Sämtliche Ak-

tien lauten auf den Inhaber. Die Form der Aktienurkunden bestimmt der Vorstand. 

Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. Die 

Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die mehrere Aktien verkör-

pern. Die Gesellschaft gibt keine Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine aus. 

§4 

Bedingtes Kapital 
Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 164.670,00 durch Ausgabe von 

bis zu 164.670 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Beding-
tes Kapital 2021). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an 
die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die gemäß der Er-
mächtigung vom 26. Oktober 2021 von der Gesellschaft oder durch eine unmittelbare 
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oder mittelbare Beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft begeben werden. Die be-
dingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Wandlungs- bzw. Opti-
onsrechten Gebrauch gemacht wird oder entsprechende Pflichten zu erfüllen sind und 
soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Ak-
tien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn 
teil. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

§5 

Genehmigtes Kapital 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehr-
mals um insgesamt EUR 749.258 in der Zeit bis zum 25. Oktober 2026 mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien 
zum rechnerischen Nennwert von je EUR 1.00 gegen Bareinlage oder gegen Sachein-
lage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021). 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch 
von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden 
Fällen auszuschließen: 

a) soweit es zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, die sich aufgrund des Be-
zugsverhältnisses ergeben, erforderlich ist; 

b) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt und der auf die 
neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, entfallende 
anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 10% des Grundkapitals 
nicht übersteigt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch - falls dieser Betrag geringer ist - im Zeitpunkt der Ausübung die-
ser Ermächtigung. Hierbei darf der Ausgabepreis der neuen Aktien den 
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der gleichen Gattung und 
Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabeprei-
ses nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unterschreiten. Auf die Höchstgrenze von 10% des Grund-
kapitals sind ferner diejenigen eigenen Aktien der Gesellschaft anzurech-
nen, die während der Laufzeit des genehmigten Kapitals unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 
5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden; 

c) bei Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum 
Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen sowie sonstigen Vermögensgegenständen; 

d) soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien zeichnet 
und sichergestellt ist, das den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht 
eingeräumt wird. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-

ten der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

III. 
Vorstand 
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§6 

Zusammensetzung des Vorstands 

Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Anzahl der Mitglieder 
des Vorstands bestimmt der Aufsichtsrat. 

§ 7 

Geschäftsführung, Vertretung der Gesellschaft 

(1) Der Aufsichtsrat legt fest, welche Arten von Geschäften nur mit seiner Zustim-

mung durch den Vorstand vorgenommen werden dürfen. 

(2)Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. 
Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei 

Vorstandsmitglieder gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft 

mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, 

dass einzelne oder alle Vorstandsmitglieder einzelvertretungsbefugt sind. Der Auf-

sichtsrat kann weiter allgemein oder für den Einzelfall bestimmen, dass einzelne 

oder alle Vorstandsmitglieder berechtigt sind, die Gesellschaft bei Rechtsgeschäf-

ten mit sich als Vertreter eines Dritten zu vertreten. 

IV. 

Aufsichtsrat 

§8 

Zusammensetzung, Amtszeit 

(1)Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 

(2)Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne der von ihr zu wäh-

lenden Aufsichtsratsmitglieder oder für den Gesamtaufsichtsrat einen kürzeren 

Zeitraum beschließt, werden die Aufsichtsratsmitglieder für die Zeit bis zur Been-

digung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Ge-

schäftsjahr nach der Wahl beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die 

Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist möglich. 

(3)Bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern kann die Hauptversammlung für die 

gleiche Zeit ebenso viele Ersatzmitglieder wählen und die Reihenfolge bestimmen, 

in der sie an die Stelle der während ihrer Amtszeit ausscheidenden Aufsichtsrats-

mitglieder für die restliche Amtsdauer treten. 

(4)Aufsichtsratsmitglieder können ihr Amt auch ohne wichtigen Grund mit Monatsfrist 

zum Monatsende durch schriftliche Mitteilung an den Vorstand niederlegen. Der 

Aufsichtsratsvorsitzende kann einer Verkürzung der Frist zustimmen. 

§9 

Vorsitzender und Stellvertreter 

Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden 

Vorsitzenden. 

§ 10 

Innere Ordnung und Beschlussfassung 
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(1)An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse kann der Vorstand mit 

beratender Stimme teilnehmen, sofern der Aufsichtsrat nicht etwas anderes be-

schließt. Ferner können Personen, die dem Aufsichtsrat nicht angehören, an Stelle 

von verhinderten Aufsichtsratsmitgliedern teilnehmen, wenn diese sie hierzu in 

Textform ermächtigt haben. 

(2)Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner 

Verhinderung durch seinen Stellvertreter mündlich, fernmündlich, schriftlich oder 

in Textform (z.B. per Telefax oder E-Mail) unter Angabe der Tagesordnung einbe-

rufen. 

(3)Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn seine drei Mitglieder an der Beschluss-

fassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, 

wenn es sich der Stimme enthält. Aufsichtsratsmitglieder können in begründeten 

Ausnahmefällen mit Zustimmung des Aufsichtsratsvorsitzenden auch per Telefon 

oder Videokonferenz an einer Sitzung des Aufsichtsrats teilnehmen. Beschlüsse 

bedürfen der Mehrheit der Mitglieder des Aufsichtsrats. 

(4) Der Aufsichtsrat kann auf Anordnung des Vorsitzenden auch ohne Einberufung ei-

ner Sitzung schriftlich, fernmündlich, per Videokonferenz oder in Textform (z.B. 

per Telefax oder E-Mail) - sowie durch eine Kombination dieser Kommunikations-

medien - abstimmen, wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren innerhalb 

einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist widerspricht; ein Wider-

spruchsrecht besteht nicht, wenn die Beschlussfassung in der Weise durchgeführt 

wird, dass die daran teilnehmenden Mitglieder des Aufsichtsrats im Wege der Tele-

kommunikation im Sinne allseitigen und gleichzeitigen Sehens und Hörens mitei-

nander in Verbindung stehen und den Beschlussgegenstand erörtern können. 

(5)Über die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die von 

dem Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. Bei Beschlussfassungen au-

ßerhalb von Sitzungen ist die Niederschrift vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu 

unterzeichnen und unverzüglich allen Mitgliedern zuzuleiten. 

(6)Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung 

der Beschlüsse erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und an den Auf-

sichtsrat gerichtete Erklärungen in Empfang zu nehmen. 

§ 11 

Geschäftsordnung und Änderung der Satzungsfassung 

(1)Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Best-

immungen dieser Satzung eine Geschäftsordnung geben. 

(2)Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung betref-

fen, zu beschließen. 

§ 12 

Vergütung 
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(1)Ab Beginn des Geschäftsjahres 2021 erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats eine 
feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung. Diese beträgt für jedes 
Geschäftsjahr - pro  rata  temporis der Amtszeit - EUR 4.000,00 für den Aufsichts-
ratsvorsitzenden, EUR 3.000,00 für den stellvertretenden Vorsitzenden und EUR 
2.000,00 für die übrigen Mitglieder, sofern die Hauptversammlung keine höhere o-
der niedrigere Vergütung beschließt. 

(2)Zuzüglich erhält jedes Aufsichtsratsmitglied ab Beginn des Geschäftsjahres 2021 
ein Sitzungsgeld in Höhe von EUR 1.000,00 pro Aufsichtsratssitzung, wobei die 
Höhe des Sitzungsgelder auf EUR 6.000,00 für jedes Geschäftsjahr gedeckelt wird. 
Als Teilnahme an einer Sitzung gilt auch die Teilnahme an einer telefonisch oder per 
Videokonferenz abgehaltenen Sitzung sowie die Sitzungsteilnahme per Telefon- o-
der Videokonferenz. Für mehrere Sitzungen, die an einem Tag stattfinden, wird das 
Sitzungsgeld nur einmal gezahlt. Der Aufsichtsratsvorsitzende erhält das Doppelte, 
der stellvertretende Vorsitzende das Eineinhalbfache des Betrages. 

(3)Die Gesellschaft ersetzt den Aufsichtsratsmitgliedern ferner deren Auslagen und die 
auf diese und die Vergütung entfallende Umsatzsteuer, soweit die Aufsichtsratsmit-
glieder berechtigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung 
zu stellen und sie dieses Recht ausüben. Sie trägt ferner die Kosten einer auf die 
Pflichten als Aufsichtsratsrat bezogenen Haftpflichtversicherung der Aufsichtsrats-
mitglieder (D&O-Versicherung). 

V. 

Hauptversammlung 

§ 13 

Ort und Einberufung 

(1)Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, in Frankfurt am Main oder 

in einer Hauptstadt eines Bundeslandes der Bundesrepublik Deutschland statt. 

(2)Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder durch die in den gesetzlich 

vorgeschriebenen Fällen hierzu Berechtigten unter Einhaltung der gesetzlichen 

Fristen einberufen. 

(3)Der Vorstand kann vor der Hauptversammlung Auskünfte auf der Internetseite der 

Gesellschaft erteilen, die dort mindestens sieben Tage vor Beginn und ab diesem 

Zeitpunkt bis zum Ende der Hauptversammlung durchgängig verfügbar sein müs-

sen. Ebenso müssen diese Auskünfte in der Hauptversammlung selbst durchgän-

gig zugänglich sein. 

(4) Die Gesellschaft kann Informationen an die Aktionäre sowie an Intermediäre, Ver-

einigungen von Aktionären und sonstige Dritte, soweit gesetzlich zulässig, auch im 

Wege der Datenfernübertragung übermitteln. Gleiches gilt für die Übermittlung 
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derartiger Informationen an die Aktionäre durch Intermediäre, Vereinigungen von 

Aktionären und sonstige Dritte. 

§ 14 

Voraussetzung für die Teilnahme und die Stimmrechtsausübung 

(1)Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Nachweis ihres Aktienbesitzes vor 

der Hauptversammlung bei der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür 

mitgeteilten Adresse in Textform in deutscher oder englischer Sprache innerhalb 

der gesetzlichen Frist anmelden. Der Vorstand ist ermächtigt, statt der gesetzli-

chen Frist eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorzusehen. Der Aktienbe-

sitz wird nachgewiesen durch die Bescheinigung des Letztintermediärs gemäß § 

67c Abs. 3 AktG, die sich auf den gemäß den gesetzlichen Vorgaben für börsenno-

tierte Gesellschaften in der Einladung zu bestimmenden Zeitpunkt zu beziehen hat 

und spätestens bis zum Ablauf der gesetzlich bestimmten Anmeldefrist der Gesell-

schaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse zugegangen sein 

muss. Der Vorstand ist ermächtigt, statt der gesetzlichen Frist eine kürzere, in Ta-

gen zu bemessende Frist vorzusehen. Dieser Nachweis ist in Textform (§ 126b 

BGB) in deutscher oder englischer Sprache zu erbringen 

(2)Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Der Bevollmäch-

tigte kann auch ein von der Gesellschaft benannter Stimmrechtsvertreter sein. Die 

Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-

genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform; § 135 Aktiengesetz bleibt unbe-

rührt. In der Einberufung kann eine Erleichterung der Form bestimmt werden. Die 

Einzelheiten der Vollmachtserteilung werden zusammen mit der Einberufung der 

Hauptversammlung in der Einladung bekannt gemacht. 

(3)Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne 

an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer 

Kommunikation abgeben dürfen und gegebenenfalls die Einzelheiten zu bestim-

men. Die Regelungen sind mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu 

machen. 

§ 15 

Vorsitz in der Hauptversammlung, Teilnahme der Aufsichtsratsmitglieder 

(1) Die Hauptversammlung leitet der Vorsitzende des Aufsichtsrats, bei dessen Ver-

hinderung sein Stellvertreter und bei dessen Verhinderung das übrige Mitglied des 

Aufsichtsrats. Ist keiner von diesen erschienen oder zur Leitung der Versammlung 

bereit, so eröffnet derjenige Aktionär oder Aktionärsvertreter, der die meisten 

Stimmen vertritt, die Versammlung und lässt von dieser einen Versammlungsleiter 

wählen. 
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(2)Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge der Gegenstände der Tagesord-

nung sowie die Art und Form der Abstimmung. Er kann die Reihenfolge der Rede-

beiträge bestimmen und das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich ange-

messen beschränken. 

(3)Sofern dies in der Einberufung der Hauptversammlung angekündigt ist, kann der 

Versammlungsleiter die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung sowie 

die Teilnahme an der Hauptversammlung, an deren Abstimmungen und die Wahr-

nehmung weiterer Mitwirkungsrechte der Aktionäre über elektronische oder an-

dere Medien in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zulassen, soweit dies 

gesetzlich zulässig ist. 

(4) Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Hauptversammlung darf 

im Wege der Bild- und Tonübertragung erfolgen, wenn die persönliche Teilnahme 

am Ort der Hauptversammlung aus wichtigem Grund nicht möglich ist. 

§ 16 

Beschlussfassung, Niederschrift 

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung, auch über Kapitalmaßnahmen, werden mit 

einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit 

erforderlich ist, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertrete-

nen Grundkapitals gefasst, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung zwingend 

eine größere Mehrheit vorschreiben. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(2)Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt mit der vollständi-

gen Leistung der Einlage. 

(3)Wird bei Wahlen im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht er-

reicht, findet eine Wahl unter den Personen statt, denen die beiden höchsten 

Stimmenzahlen zugefallen sind. Bei der engeren Wahl entscheidet die höchste 

Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das durch den Versammlungsleiter zu zie-

hende Los. 

(4) Über die Verhandlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats zu unterzeichnen ist, soweit nicht nach den gesetzlichen Vorschriften 

eine notarielle Niederschrift zu erfolgen hat. 

VI. 

Sonstiges 

§ 17 

Geschäftsjahr, Jahresabschluss, Gewinnverwendung 

(1) Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 
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(2)Der Vorstand hat gemäß den gesetzlichen Vorschriften und innerhalb der gesetzli-

chen Fristen den Jahresabschluss und - soweit erforderlich - den Lagebericht auf-

zustellen. 

(3)Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, den verwendbaren 

Jahresüberschuss in andere Gewinnrücklagen einzustellen, bis diese die Hälfte des 

Grundkapitals erreichen. 

(4) Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung. Sie 

kann auch Sachausschüttungen beschließen. Die Gewinnanteile der Aktionäre be-

stimmen sich nach ihren Anteilen am Grundkapital. Bei der Ausgabe neuer Aktien 

kann eine andere Gewinnberechtigung festgesetzt werden. 

§ 18 

Bekanntmachungen 

Die Gesellschaft veröffentlicht ihre Bekanntmachungen nur im Bundesanzeiger. 

§ 19 

Schlussbestimmung 

Die Kosten der Gründung und ihrer Vorbereitung, insbesondere die Notarkosten, die 

Kosten der Eintragung im Handelsregister und der Bekanntmachungen trägt die Ge-

 

sellschaft bis zu einem Gesamtaufwand von € 5.000,00. 



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Hamburg, den 21.06.2023

Dr. Maximiliane Meyer-Rehfueß, Notarvertreter/in
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